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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ 
gnädigſt geruht, 
den Regierungsrat Schulze in Berlin zum 
Geheimen Regierungsrat und vortragen⸗ 
den Rat im Miniſterium für Handel 
und Gewerbe, 
den Gewerbeſchuldirektor Profeſſor Opder- 


becke in Thorn zum Baugewerkſchul⸗ 
direktor 


zu ernennen und 


dem Geheimen expedierenden Sekretär und 
Kalkulator Stöveno im Miniſtetium 


für Handel und Gewerbe den Charakter 
als Rechnungsrat 
zu verleihen. 


Die Gewerbereferendare Schulte aus 
Schweidnitz, Wachtmann aus Aurich und 
Burghard aus Vohwinkel ſind nach be⸗ 
ſtandener Prüfung zu Gewerbeaſſeſſoren er⸗ 
nannt und den Gewerbeinſpektionen Düſſel⸗ 
dorf⸗Stadt, Duisburg und Beuthen als Hilfe- 
arbeiter überwieſen worden. > 


Der Regierungsaſſeſſor Dr. Liebich in 
Köslin iſt zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 
des Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung 
Regierungsbezirk Köslin ernannt und der 
Regierungsaſſeſſor Dr. Schmidt daſelbſt von 
dieſem Amte entbunden worden. 


Der Regierungsaſſeſſor von Raczeck in 
Saarbrücken iſt zum ſtellvertretenden Vor⸗ 
ſitzenden des Schiedsgerichts für die Arbeiter⸗ 
verſicherung im Eiſenbahndirektionsbezirk 
Saarbrücken ernannt worden. 


Dem Baugewerkſchuldirektor Profeſſor 
Opderbecke in Thorn iſt die Leitung der 
Baugewerkſchule in Stettin, dem Baugewerk⸗ 
ſchullehrer Buſſe in Aachen die kommiſſariſche 
Leitung der Gewerbeſchule in Thorn über⸗ 
tragen worden. 

Dem Baugewerkſchuloberlehrer Emil 
Böhm in Eſſen iſt die kommiſſariſche Leitung 
der Baugewerkſchule in Poſen übertragen und 
der Charakter als Profeſſor verliehen worden. 


erlane 
2 183 Ne 


170 


Den Baugewerkſchuloberlehrern Boeres 
und Neumann in Idſtein, Wohlgeboren 
in Eſſen, Brockmann und Weſtphalen in 
Erfurt, Dipl.-Ing. Feuerſtein und Becker 
in Aachen, Peterſen, Klinck und Hiorth 
in Frankfurt a. O., Höfert und Schulte 
in Stettin, Grotte in Poſen, Ebert in 


—— —ñ—ẽ́ ́——ſödä ö 


Dt. Krone, Schende in Eckernförde, Blicke 
in Rendsburg, Reuters und Berendt in 
Barmen, Dr.phil. Herbert in Caſſel, Grüder 
in Frankfurt a. M., Lückemann in Breslau, 
Walch in Höxter und Wurmbach in Cöln 
iſt der Charakter als Profeſſor verliehen 
worden. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Betr. ſchriftlichen Verkehr der Handelskammern mit den Zentralbehörden. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Es iſt beobachtet worden, 


Berlin W. 9, den 6. April 1912. 


daß einzelne Handelsvertretungen Eingaben, welche die 


gleichen Zwecke verfolgten, an verſchiedene Zentralſtellen gerichtet haben, ohne in der Ein⸗ 
gabe mitzuteilen, daß eine andere Zentralſtelle mit der gleichen Sache befaßt worden ſei. 


Da dies zu Mißſtänden geführt hat, erſuche ich die 
bei welcher anderen Zentralbehörde gleiche 


ſtets in der Eingabe zu vermerken, 


Handelsvertretungen, in ſolchen Fällen 
Zwecke 


verfolgende Vorſtellungen erhoben worden ſind. 


Durch dieſen Erlaß 
nicht berührt. 


wird der Runderlaß vom 14. Februar 1896 (HMBl. 1907 S. 12) 


Im Auftrage. 


IIb. 2620. 


Luſensky. 


An die Handelsvertretungen leinſchl. Alteſte der Kaufmannſchaft von Berlin) und den 


Deutſchen Handelstag hier. 


2. Handelsverkehr. 
Betr. Ausfuhr nach den Vereinigten Staaten von Amerika. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Berlin W. 9, den 11. April 1912. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 22. Januar d. Js. (§HMBl. S. 30) überſende ich anbei 
weitere von dem Handelsſachverſtändigen bei dem Kaiſerlichen Generalkonſulat in New Hort 


angefertigte Verzeichniſſe,) und zwar 


1. eine Liſte von Käufern verſchiedener Waren 


ſowie ein alphabetiſches Firmen 


verzeichnis zu den ſämtlichen bisher aufgeſtellten Liſten von Käufern in je einem 


Stück der Ausgabe A und je 


Stücken der Ausgabe B; 


2. ein Warenverzeichnis zu den ſämtlichen Liſten in 2 Abdrücken. 


Die Verzeichniſſe zu 1 ſind im Sinne meines Erlaſſes vom 22. November v. Is. 
(HM Bl. S. 422) zu verwerten. Einzelne Abdrücke können auf Wunſch nachgeliefert werden. 


Im Auftrage. 


IIb. 2733. 


An die amtlichen Handelsvertretungen. 


*) Die Verzeichniſſe gelangen hier nicht zum Abdruck. 


3. Schiffahrtsangelegenheiten. 


Luſensky. 


Betr. Beförderung gefährlicher Gegenſtände mit Kauffahrteiſchiffen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Berlin W. 9, den 30. März 1912. 


Die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke erſuche ich, die anliegende 


Polizeiverordnung, betreffend die Beförderung gefährlicher 


Gegenſtände mit Kauffahrtei⸗ 
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ſchiffen, durch das Amtsblatt der Regierung veröffentlichen zu laſſen und mir einen Abdruck 
einzureichen. 5 l 

Die in Betracht kommenden Handelsvertretungen habe ich darauf hingewieſen, daß 
es ſich zur Vermeidung von Zeitverluſten bei der Weiterverladung ausländiſcher Durchfuhr⸗ 
güter der Abſchnitte 1 und II der Anlage J empfiehlt, die Anträge auf Genehmigung ſolcher 
Weiterverladungen unter Vorlegung von Muſtern, Beſchreibungen, Zeichnungen uſw. der 
Durchfuhrgüter frühzeitig genug bei den zuſtändigen Schiffahrtspolizeibehörden einzureichen. 


Im Auftrage. 
IIb. 1796. Luſensky. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


Betr. Schiffsvermeſſung. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. N 
Berlin W. 9, den 14. April 1912. 

Der Herr Reichskanzler hat genehmigt, daß die Vermeſſungsbehörden angewieſen 
werden, künftig nach der zwiſchen dem Kaiſerlichen Jachtklub und dem Schiffsvermeſſungs⸗ 
amte getroffenen Vereinbarung zu verfahren. 

Die zwiſchen dem Kaiſerlichen Schiffsvermeſſungsamt und dem Kaiſerlichen Jachtklub 
vereinbarten Bedingungen, unter denen Motorjachten als gedeckte Fahrzeuge angeſehen und 
vermeſſen werden ſollen, beſtehen in folgendem: 

1. Die Motorjachten müſſen waſſerdicht eingedeckt fein. 

2. Der Boden etwaiger Cockpits muß über der Waſſerlinie liegen und ringsherum 
von einem wenigſtens 200 mm hohen waſſerdichten Süll eingefaßt fein. 

3. Cockpits und ſonſtige Einſenkungen dürfen nicht größer ſein als 20% des ge- 
famten Unterdeck-Raumgehaltes. 

Die Vermeſſung der Motorfahrzeuge der Handelsmarine ſoll von dieſen Beſtimmungen 
nicht berührt werden. 

Im Auftrage. 


IIb. 2658. von Meyeren. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Betr. Schiffahrt im Roten Meere. 


Nach einer Mitteilung der Königlich Italieniſchen Regierung iſt die Blockade über die 
ottomaniſche Küſte des Roten Meeres bis zum Breitengrade 15.50, Längengrade 42.43 
ausgedehnt worden. Neutrale Schiffe mit Mekkapilgern können die Sanitätsſtation Camaran 
durch die Südpaſſage unter Aufſicht der italieniſchen Schiffe erreichen. 


4. Eichweſen. 


u Betr. Neueichung von Meßgeräten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
8 a Berlin W. 9, den 4. April 1912. 

Im Reichs⸗Geſetzbl. Nr. 17 (S. 217) iſt die Bekanntmachung der Kaiſerlichen Normal⸗ 
Eichungskommiſſion, betreffend Übergangsbeſtimmungen für die Neueichung von Meßgeräten, 
vom 25. März d. J. ſowie die Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend Eichung von 
Meßgeräten in Molkereien, vom 28. März d. J. veröffentlicht worden. 
2 Gemäß Ziffer 3 der erſtgenannten Bekanntmachung ſind die in Betracht kommenden 
Beamten beſonders darauf hinzuweiſen, daß bei Förderwagen und Fördergefäßen, die 
bereits im Betriebe verwendet ſind, die Fehlergrenze für die Neueichung bis zum 31. De 
zember d. J. ½ des Raumgehalts beträgt. Bei neuen, noch nicht im Betriebe verwendeten 
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Förderwagen und Fördergefäßen verbleibt es auch während dieſer Übergangszeit bei der 
Vorſchrift von $ 65 der Eichordnung, die vom 1. Januar 1913 ab allgemein für jede Neu⸗ 
eichung, alſo auch die wiederholte Eichung, gilt. 

An der Vorſchrift der Bekanntmachung, betreffend die Verkehrsfehlergrenzen der Meß⸗ 
geräte, vom 18. Dezember 1911 in § 1, IVB wird durch die Übergangsvorſchrift nichts 
geändert. 

Im Auftrage. 
IIa. 1048. Luſensky. 


An die Herren Eichungsinſpektoren. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 15. März 1912. 

Die Firma Bosniſche Elektrizitäts⸗Aktiengeſellſchaft in Lechbruck (Schwaben) hat be⸗ 
antragt, ihre in der anliegenden Drudjache*) dargeſtellten und beſchriebenen Acetylenapparate 
(ſogenannte „Beagidapparate“) abweichend von den Beſtimmungen in $ 2 der Polizeiver⸗ 
ordnung, betreffend die Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen, in oder 
unter Räumen, die zum Aufenthalte von Menſchen beſtimmt find, für Beleuchtungs 
zwecke zuzulaſſen. Nachdem durch den Deutſchen Acetylenverein in Berlin eingehende 
Betriebsprüfungen des nach dem Verdrängungsſyſtem arbeitenden Apparats und insbe- 
ſondere auch der bei ihm zu verwendenden Patronen aus präpariertem Karbid (ſogenannten 
„Beagidpatronen“) in bezug auf Beſtändigkeit, Gasausbeute und Nachvergaſung mit zu- 
friedenſtellendem Erfolge vorgenommen worden ſind, beſtehen keine Bedenken, ihn für Be⸗ 
leuchtungszwecke in den aus dem anliegenden Proſpekt erſichtlichen drei Ausführungs⸗ 
größen (T 50/4 mit 1 kg, T 70,4 und T 90/2 mit je 2 kg Füllung an „Beagid“⸗Patronen) 
in oder unter Räumen, die zum Aufenthalte von Menſchen beſtimmt ſind, aus⸗ 
nahmsweiſe zuzulaſſen und ihn auch von der im § 1 der Acetylenverordnung ge- 
forderten polizeilichen Anzeige ſowie der in $ 23 vorgeſchriebenen amtlichen 
Prüfung zu befreien, ſofern nachſtehende Bedingungen erfüllt find: 


1. Die Beagidpatronen müſſen ſo beſchaffen ſein, daß von ihnen unter gewöhnlichen 
Betriebsverhältniſſen auch bei mäßigen Stößen nur Stücke von höchſtens Erbſen⸗ 
größe und auch dieſe nur in geringer Menge abfallen, und daß die Patronen 
bei abgeſperrtem Apparat keine größere Nachvergaſung ergeben, als ſtündlich 
durchſchnittlich 2,5% des Anfangsgewichts der ganzen Patronenfüllung ent: 
ſpricht. 

2. Die Patronen ſind waſſerdicht zu verpacken und auf der Verpackung mit der 
Bezeichnung des präparierten Karbids („Beagid“) unter Beifügung der Her⸗ 
ſtellungsfirma nebſt Aufſchrift „Vor Näſſe zu fchügen, da gefährlich, wenn 
nicht trocken gehalten“ zu verſehen. Die Lagerung von Patronen in Kellern 
iſt unterſagt. 

3. Die Apparate dürfen nur in gut lüftbaren Räumen aufgeſtellt werden, die 
mindeſtens 25 ebm Luftraum enthalten. 

4. Der Aufſtellungsraum muß genügendes Tageslicht haben, um in ihm alle er⸗ 
forderlichen Arbeiten ohne künſtliche Beleuchtung vornehmen zu können. Er 
muß ferner durch ſeine Lage und Bauweiſe oder andere geeignete Maßnahmen 
vor Froſt geſchützt ſein. 


) Die Druckanlage wird hier nicht veröffentlicht. 
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5. Die Aufſtellung muß jo erfolgen, daß der Apparat gegen Erſchütterungen und 
Stoß geſchützt iſt. Offenes Licht und Feuer müſſen mindeſt Abſtan 
von den Apparaten haben. eſtens 3 m Abſtand 

6. Der Anſchluß der Apparate darf nur an feſtverlegte Sdi F 
leitungen erfolgen. Schlauchverbindungen find ang n 

7. Die Reinigung, Unterſuchung und Neubeſchickung der Apparate d ; 
Tage und im Freien, niemals bei offenem Lichte Ken ei 

8. Wenn der Apparat längere Zeit nicht benutzt werden ſoll, jo find etwa noch 
vorhandene Patronenreſte zu entfernen; ebenſo iſt der Apparat von Kalk— 
ſchlamm und Waſſer zu entleeren. 

9. Die Überwachung und Bedienung des Apparats darf nur durch zuverläſſige 
mit der Einrichtung und dem Betriebe vertraute Perſonen erfolgen. 3 

10. Jeder Apparat muß mit einem Fabrikſchilde verſehen fein, das an den zur Be: 
feſtigung dienenden Zinntropfen den Stempel des Bayeriſchen Reviſionsvereins 
erkennen läßt und auf dem die Bezeichnung der Firma, das Jahr der Anfer- 
tigung, die laufende Fabriknunmer, die Typennummer „Bi“, die Füllung an 
präpariertem Karbid („Beagid“) in kg, die höchſte Stundenleiſtung in Litern 
(75, 150 und 300 Liter), die Zahl der anzuſchließenden Flammen von 10 Litern 
Stundenverbrauch (5, 10 und 10 Flammen) vermerkt ſind. 

11. In unmittelbarer Nähe des Apparats iſt in dauerhafter, gegen zerſtörende 
Einflüſſe genügend geſchützter Weiſe eine mit deutlicher Zeichnung der Geſamt⸗ 
apparatur verſehene, klare Beſchreibung und Gebrauchsanweiſung mit Sicher: 
heitsvorſchriften anzubringen. 


Die die Beagidapparate ausführende Firma hat ſich zur Erfüllung dieſer Bedingungen 
für ſich und ihre Wiederverkäufer bereit erklärt. Zur Kontrolle darüber, daß die Beagid⸗ 
patronen in gleicher Beſchaffenheit, Beſtändigkeit, mit gleicher Gasausbeute und nicht 
höherer Nachvergaſung geliefert werden, als ſie zu den eingangs erwähnten Verſuchen 
Verwendung gefunden haben, wird eine mindeſtens einmal jährlich erfolgende, ſtichprobe⸗ 
weiſe Nachprüfung durch den Deutſchen Acetylenverein an Proben vorgenommen werden 
die dem im freien Handel befindlichen Vorrat an Beagidpatronen entnommen ſind. Das 
unter 11 erwähnte Plakat wird inhaltlich mit der hier beigefügten Druckſache über⸗ 
einſtimmen. 

N Ich erſuche, die Gewerbeaufſichtsbeamten und Ortspolizeibehörden unter Veröffent— 
lichung dieſes Erlaſſes im Amtsblatt auf die auf Grund des he een 
dort zweckmäßig allgemein und unter den eingangs erwähnten Einſchränkungen und Be- 
dingungen zu erteilende Ausnahme von den Beſtimmungen der §§ 1, 2 und 23 a. a. O 
hinzuweiſen. 1 

Für die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind außerdem Abdrücke dieſes Erlaſſes ausſchließlich 
der Anlage beigefügt. Zeichnungen und Beſchreibungen der Apparate ſind im Bedarfsfalle 
von der ausführenden Firma anzufordern. 


In Vertretung. 
III. 1747, Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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2. Dampfkeſſelweſen. 


Veränderungen der Reviſionsberechtigungen der Ingenieure von Dampfkeſſelüberwachungsvereinen. 
JJͤͤ ꝗ òð.ꝗ ³»! ? 


Mit der Aus der 


Bezeichnung . 2 : 
r Den nachgenannten Vereins⸗Ingenieuren ſind Stellvertretung e 
erteilt worden die Berechtigungen des Obe⸗ . 
nach ingenieurs ſind ie find 
Waren,, I. Grades. II. Grades. III. Grades. | IV. Grades. beauftragt: eee 
Miene var — | Lempelius Emmerich — — Birkheuſer 
Berlin Ruff Preuß — — — 
Bernburg — — — Schmidt 
Breslau = — Peer Schultze J 
en Pfeffer 
Ole 9}. =.” Barth == \ Merder u 
Dar — (Ermert — 
Dortmund Meyer 
Düffeldorf. . . Smidt — — 6 — - 
y ar Maerks 
Frankfurt a. M. Jasper 
Frankfurt a. O..] Süming — — Ruffmann — Zemke 
Halle a. S. — — — Strehlau Finckh 
— = Fink = > * 
andern apel 
Königsberg = — Ernſtes Seiler — 
Magdeburg Mau — — — — Schaar 
Gerecke 
F — — Dittmar | Baum: Gerecke Kinzel 
garten 
Ruhrort — — Artzt Niedhold — 
Stettin — — Kraefft — — 
Stuttgart — — — Böhringer — 


3. Wandergewerbe und Märkte. 


Betr. Wandergewerbeſcheine. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Nai re 
2. 95 5 


In Abänderung des Erlaſſes vom 24. Januar 1902 (HM Bl. S. 45) erſuche ich, 
bei der Prüfung der Frage, wieweit Photographen eines Wandergewerbeſcheins bedürfen, 
künftig die in dem Urteile des Königlichen Kammergerichts vom 12. Januar 1911 (Ge⸗ 
werbearchiv 1911 S. 627) feſtgeſtellten Grundſätze zu beachten. Danach ſetzt der Begriff 
„gewerbliche Leiſtungen anbieten“ im Sinne des § 55 Ziff. 3 GewO. die Bereitſchaft zur 
ſofortigen Leiſtung voraus und fällt das Aufſuchen von Beſtellungen auf gewerbliche 
Leiſtungen nicht unter das Wandergewerbe. 

In Vertretung. 


III. 1156. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


4. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Geſellenprüfungen. 
Der Wi W Berlin W. 9, den 12. April 1912. 


Nachdem die in Verfolg des Erlaſſes vom 18. Mai 1908 (SMBl. ©. 210) durch den 
Referenten des Landesgewerbeamtes vorgenommenen Unterſuchungen der Geſellenprüfungen 
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im weſentlichen ihren Abſchluß gefunden haben, ſind die von ihm hierbei gemachten Be⸗ 
obachtungen und Erfahrungen zum Gegenſtand einer beſonderen Darſtellung in dem ſoeben 
erſchienenen Verwaltungsberichte des Landesgewerbeamtes gemacht worden. Ich erſuche 
Sie, die Ihnen unterſtellten Handwerkskammern zu veranlaſſen, daß ſie dieſen Abſchnitt 
des Verwaltungsberichts des Landesgewerbeamtes einem eingehenden Studium unterziehen 
und gewiſſenhaft prüfen, ob und welche der darin hervorgehobenen Mängel auf dem 
Gebiete des Geſellenprüfungsweſens in ihren Bezirken vorhanden ſind und wie 
fie am zweckmäßigſten zu beſeitigen ſein werden. Dabei werden die am Schluſſe des 
Berichts des Landesgewerbeamtes enthaltenen Vorſchläge zur Verbeſſerung des gegen⸗ 
wärtigen Zuſtandes des Geſellenprüfungsweſens beſonders zu beachten ſein. Bei der Be⸗ 
deutung der Angelegenheit iſt die Beratung hierüber zum Gegenſtand einer beſonderen, in 
Gegenwart des Staatskommiſſars abzuhaltenden Verhandlung zu machen. f 

Von einer Abänderung der Prüfungsordnungen (vergl. S. 501 des Verwaltungs- 
berichts) iſt einſtweilen Abſtand zu nehmen; ich habe mich deswegen zunächſt mit dem 
deutſchen Handwerks⸗ und Gewerbekammertag in Verbindung geſetzt und behalte mir 
weitere Verfügung bis zum Abſchluß der mit dieſem gepflogenen Verhandlungen vor. 

Binnen Jahresfriſt ſehe ich einem Bericht über das Veranlaßte entgegen. 

In Vertretung. 

IV. 3882, Schreiber. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


5. Arbeiterverſicherung. 
. Krankeuverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KVG. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des Krankenverſiche⸗ 
rungsgeſetzes genügen: 

1. Kranken⸗ und Sterbekaſſe für die auf juriſtiſchen Bureaus beſchäftigten Perſonen 
des Landgerichtsbezirks Elberfeld (E. H.), 

2. Krankenkaſſe für Handelsangeſtellte in Barmen (E. H.), 

3. Kranken⸗ und Begräbniskaſſe der chirurgiſchen Inſtrumentenmacher, Bandagiſten 
und Berufsgenoſſen (E. H.) in Berlin, 

4. Allgemeine Arbeiter- und Handwerker⸗Kranken und Sterbekaſſe (E. H.) für die 
Gemeinden Oſten, Altendorf, Iſenſee und Hüll, 

5. Militäriſche Kameradſchaft (E. H.) in Altona. 

Berlin, den 17. April 1912. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 


Zu III 2200 II. Ang. Dr. Hoffmann. 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


— Betr. gewerbliche Privatſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

a : 5 Berlin W. 9, den 28. März 1912. 
1 Bei Erledigung von Anträgen auf Genehmigung von Privathandelsſchulen nach den 
Erlaſſen vom 15. Februar 1908 (HMBl. S. 67) hat die Beurteilung der wiſſenſchaftlichen 
und techniſchen Befähigung des Schulleiters und der Lehrer (vergl. Ziff. 4 des Begleit⸗ 
erlaſſes) in vielen Fällen zu Zweifeln und Schwierigkeiten geführt. Wo zwar der Antrag⸗ 
ſteller an einer Handelshochſchule die Handelslehrerprüfung oder die Diplomprüfung ab⸗ 
gelegt hat oder neben einer abgeſchloſſenen Ausbildung für den Beruf als Volksſchullehrer 
den einwandfreien Nachweis des Erwerbes ausreichender kaufmänniſcher Kenntniſſe zu er 
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bringen vermag, bietet die Beurteilung der Befähigung keine beſonderen Schwierigkeiten. 
Wo aber derartige Nachweiſe nicht beigebracht werden können, hat ſich herausgeſtellt, daß 
ein zuverläſſiges Urteil über die Frage der Befähigung aus den eigenen Angaben der An⸗ 
tragſteller und etwaigen Privatzeugniſſen in der Regel nicht gewonnen werden kann. Ein⸗ 
zelne Regierungspräſidenten find in ſolchen Fällen zur Abnahme von Prüfungen geſchritten. 
Dies Verfahren iſt ſachgemäß und wird allgemein zu beobachten ſein. 

Für die Abnahme ſolcher Prüfungen beſtimme ich folgendes: 

1. Zuzulaſſen zu den Prüfungen ſind nur ſolche Bewerber, gegen die im übrigen 
Einwendungen nicht zu erheben ſind. 

2. Das Maß der Anforderungen beſtimmt ſich nach den Aufgaben, die der Leiter 
oder Lehrer in der in Frage ſtehenden Schule zu erfüllen hat. Gegebenenfalls iſt hierüber 
von dem Schulunternehmer eine beſtimmte Erklärung zu fordern und alsdann darauf zu 
achten, daß ſich Programme und Ankündigungen ſowie die Verteilung des Unterrichts auf 
die Lehrkräfte damit in Einklang halten. Im allgemeinen ſind die Anforderungen ſo zu 
ſtellen, daß beſonders ſchwierige und ſeltene Aufgaben vermieden, dafür aber unbedingte 
Sicherheit in den für das Geſchäftsleben notwendigen Kenntniſſen und Fertigkeiten be 
anſprucht werden. 

Die Prüfung zerfällt in einen ſchriftlichen und einen mündlichen Teil. Die Dauer 
der Prüfung ſoll möglichſt nicht mehr als 6 Stunden betragen, wovon etwa 2]; auf die 
ſchriftliche und ½ auf die mündliche Prüfung zu verwenden ſind. Zuläſſig iſt es auch, 
eine Lehrprobe zur Darlegung der pädagogiſchen Befähigung zu verlangen. 

3. Bei der Zulaſſung zur Prüfung iſt dem Prüfling mitzuteilen, in welcher Weiſe 
die Prüfung gehandhabt wird, welche Anforderungen geſtellt werden und welche Zeit- 
einteilung vorgeſehen iſt. 

4. Die Prüfung wird durch Kommiſſionen abgenommen, die aus dem zuſtändigen 
Dezernenten bei der Regierung (Regierungs⸗ und Gewerbeſchulrat) als Vorſitzenden und 
dem Leiter oder Lehrer einer kaufmänniſchen Fach⸗ oder Fortbildungsſchule ſowie einem 
Vertreter der Handelskammer oder einer kaufmänniſchen Korporation als Beiſitzern beſtehen, 
die vom Regierungspräſidenten im Bedarfsfalle berufen werden. Es iſt zuläſſig, die 
Prüfungskommiſſion durch Zuziehung von Fachlehrern und anderen fachkundigen Perſonen 
zu verſtärken. Bei Behinderung des Vorſitzenden beſtimmit der Regierungspräſident, wer 
den Vorſitz zu führen hat. 

Unter Umſtänden wird es ſich empfehlen, zu der Prüfung den Leiter oder Lehrer 
einer Fach⸗ oder Fortbildungsſchule außerhalb des Wohnorts des Prüflings zuzuziehen. 

5. Vor Abnahme der Prüfung hat der Prüfling eine Gebühr von 30 % zu ent- 
richten, die bei geringerem Umfange der Prüfung oder bei Ergänzungsprüfungen ermäßigt 
werden kann. Aus den aufkommenden Beträgen gewährt der Regierungspräſident den Bei⸗ 
ſitzern der Prüfungskommiſſion eine angemeſſene Vergütung. Etwa übrig bleibende Beträge 
ſind bei Kap. 29 Tit. 7 des Etats der Handels- und Gewerbeverwaltung zu vereinnahmen. 

6. Die Prüfungskommiſſion gibt ihre Entſcheidung lediglich dahin ab, daß die 
Prüfung „beſtanden“ oder „nicht beſtanden“ iſt, ohne ein Urteil über das Maß der vom 
Prüfling dargetanenen Kenntniſſe und Fertigkeiten beizufügen. Sie kann die Prüfung auch 
nur für einen Teil der Prüfungsfächer als beſtanden erklären. 

7. Die Prüfungskommiſſion entſcheidet nach Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit 
gibt der Vorſitzende den Ausſchlag. 

Über den Verlauf der Prüfung wird ein Protokoll geführt, dem die ſchriftlichen 
Prüfungsarbeiten beizufügen ſind. 

8. In demſelben Prüfungsfach iſt eine einmalige Wiederholung der Prüfung ſtatthaft. 

9. Zeugniſſe über den Ausfall der Prüfung werden den Bewerbern nicht ausge⸗ 
händigt; fie find vor der Prüfung ausdrücklich darauf hinzuweiſen, daß dieſe lediglich ab- 
genommen wird, um die Entſcheidung über ihren Antrag auf Gewährung der Erlaubnis 
zur Erteilung von Privatunterricht oder zur Leitung einer Privatſchule vorzubereiten, 
und daß ſie nach der Ablegung nicht befugt ſind, ſich „ſtaatlich geprüfter Handelslehrer“ 
zu nennen. 

Im Auftrage. 
IV. 2787. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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2. Fortbildungsſchulen. 
Betr. Beſoldungsdienſtalter der Fortbildungsſchullehrer. 
Mini ür | erbe. 
Der Miniſter für Handel und Gew EC 


Bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters für die hauptamtlich angeſtellten Fort⸗ 
büdamgsſchullep rer ſind die Gehaltsvorſchriften (SM Bl. 1911 S. 353) entſprechend an⸗ 
zuwenden. Soweit nach Ziffer 25 die Vordatierung des Beſoldungs dienſtalters zuläſſig 
iſt, überlaſſe ich Ihnen die Genehmigung. In allen übrigen Fällen iſt an mich zu berichten. 


Im Auftrage. 
IV. 3211. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten mit Ausnahme derjenigen in Weſtpreußen und Poſen. 


3. Fachſchulen. 


Betr. Schülerzahl der Baugewerkſchulklaſſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. NE 


Aus den auf Grund des Runderlaſſes vom 23. September 1899 — E. 6056 — ein⸗ 
gereichten Rahe über die im Sommer- und Winterhalbjahr des Etatsjahrs 1911 
in die Baugewerkſchulen aufgenommenen Schüler. habe ich erſehen, daß an einigen Bau⸗ 
gewerkſchulen die 5. Klaſſen mit mehr als 30 Schülern beſetzt worden ſind. Dies iſt nicht 
zuläſſig; es würde vielmehr im Intereſſe des Unterrichtserfolges liegen, wenn nach Mög- 
lichkeit darauf gehalten würde, daß die als äußerſte Grenze für den Beſuch der unteren 
Klaſſen beſtimmte Zahl von 30 Schülern nicht erreicht wird. Jedenfalls ſind die oberen 
Klaſſen mit nicht mehr als 25 Schülern zu beſetzen. 

Ich erſuche Sie, die Direktoren der Baugewerkſchulen mit entſprechender Weiſung zu 
verſehen. 

Im Auftrage. 


IV. 1988. Dr. Neuhaus. 
An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Betr. Vollſchüler der Handwerker: und Kunſtgewerbeſchulen. 
Der Mini ür b 
r Miniſter für Handel und Gewerbe. alt W. Sue, 

Nach dem Ergebniſſe der ſ. Z. angeſtellten Ermittelungen über die Aufnahme⸗ 

bedingungen für die Vollſchüler der Handwerker- und Kunſtgewerbeſchulen — vgl. den 
Erlaß vom 7. Dezember 1909 IV. 12935 — und nach den inzwiſchen gemachten weiteren 
Erfahrungen erſcheint es mir erwünſcht, für die Zulaſſung von Tagesſchülern mehr als 
bisher die Zurücklegung einer beftinmten praktiſchen Tätigkeit zu verlangen. Ich empfehle 
daher, für die Folge in die bezeichneten Schulen, ſofern für ſie nicht bereits weitergehende 
Vorſchriften beſtehen ſollten, der Regel nach als Vollſchüler nur ſolche jungen Leute auf- 
zunehmen, die eine mindeſtens zweijährige gewerbliche Praxis nachzuweiſen vermögen. Die 
Zulaſſung von Vollſchülern, welche dieſer Bedingung nicht genügen, erſuche ich fernerhin von 
der im Einvernehmen mit dem Schulkuratorium zu erteilenden Genehmigung des Anſtalts⸗ 
* oder der Genehmigung des Kuratoriums ſelbſt abhängig zu machen. 
Höhr = die Sonderfachſchulen und zwar die keramiſchen Fachſchulen in Bunzlau und 
die Zei ie Holzſchnitzſchule in Warmbrunn, die kunſtgewerbliche Fachſchule in Flensburg, 
ie Zeichenakademie in Hanau, die Fachſchule für Feinmechanik in Göttingen, die Fachſchule 
für Metall, (Bronze) Induſtrie in Iſerlohn und die Fachſchule für die Stahlwaren⸗Induſtrie 
in Solingen finden vorſtehende Beſtimmungen keine Anwendung. 


Im Auftrage. 
IV. 971. Dr. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten und an den Herrn Oberpräſidenten 
in Potsdam. 
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Betr. Programme und Jahresberichte der Fachſchulen. 
Der Miniſter für H £ 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. een , 
Zur Herbeiführung einer einheitlichen Geſtaltung der Schulberichte und Programme 
an den Baugewerkſchulen, Maſchinenbauſchulen und ſonſtigen Fachſchulen für die Metall⸗ 
induſtrie ſowie den Fachſchulen für die Textilinduſtrie beſtimme ich hiermit folgendes: 
I. Die von den Anſtalten regelmäßig herauszugebenden Druckſachen haben den Zweck, 
die Intereſſentenkreiſe über alles Wiſſenswerte aufzuklären und den vorgeſetzten Behörden 
einen Einblick in den Schulbetrieb zu gewähren. 
II. Es ſind herauszugeben 
a) Schulprogramme in einer für mehrere Jahre ausreichenden Auflage, 
b) Schulberichte in jährlicher Auflage. 


Zu a) Die Schulprogramme, die mit einem Titelblatte zu verſehen ſind, auf dem 
der Name der Anſtalt, deren Sitz und das Jahr der Herausgabe anzugeben ſind, ſollen 
enthalten: 
die Zweckbeſtimmung der Anſtalten, 
die Aufnahmebedingungen, 

. Anmeldejchein, 

„Beſtimmungen für etwaige Aufnahmeprüfungen, 

. die Lehrverfaſſung (Stundenverteilungspläne und Lehrſtoff der einzelnen Ab⸗ 
teilungen mit dauernd feſtſtehendem Lehrplan. Ein Hinweis auf Veranſtaltungen 
mit wechſelndem Lehrplan oder mit unregelmäßigem Betrieb (Abend: und 
Sonntagsunterricht, Sonderkurſe ufiw.), 

6. Schulgeſetze, 

7. Schulgebäude und Einrichtungen der Auſtalt, 

8. Koſten des Schulbeſuchs, 

9. Stiftungen und Unterſtützungen der Schüler, 

10. Berechtigungen der Abſolventen, 

11. Hinweis auf etwaige Stellenvermittlung durch die Schule. 


Zu b) Die Jahresberichte, auf deren Titelblatt der Name der Anſtalt, deren Sitz 
und das Schuljahr anzugeben find, ſollen enthalten: 

1. Perſonalien (vorgeſetzte Behörden, Kuratorien, Lehrkräfte und ſonſtige Beamte 

der Schule), 

2. eine kurze Chronik der Schule, 

3. Mitteilung über den Unterrichtsbetrieb, insbeſondere Angabe der Lehrfächer und 
der hierfür angeſetzten Stunden des Lehrſtoffs für die Veranſtaltungen mit 
wechſelndem Lehrplan (z. B. Abendkurſe) und mit nicht regelmäßigem Betriebe 
(3. B. Sonderkurſe), 

wichtige Verfügungen der vorgeſetzten Behörden, 
ſtatiſtiſche Mitteilungen und zwar: 
a) eine Beſuchsüberſicht, 
6) Angabe des Durchſchnittsalters und der Durchſchnittspraxis der Schüler 
der einzelnen Klaſſen, 
7) ein Verzeichnis der Abiturienten und gegebenenfalls einen Nachweis über 
den Verbleib der Abſolventen, 
6. Mitteilungen über Ergänzungen der Lehrmittel und der Werkſtättenausſtattung uſw. 
durch Kauf oder Schenkung, 
7. Studienreiſen der Lehrer, 
8. Schülerausflüge zu belehrenden Zwecken, 
9. Prüfungsaufgaben der Reifeprüfungen des Jahres. 


An den Maſchinenbauſchulen, höheren Maſchinenbauſchulen und Hüttenſchulen ſind 
ür die unter IIb 5% und 5 geforderten Nachweiſungen und ferner für die in Attenformat 


M 


* 


1 
ana! herzuſtellenden Reifezeugniſſe die in den Anlagen gegebenen Muſter zu benutzen oder 


ſinngemäß anzuwenden. 

Die Jahresberichte ſind künftig alljährlich im Monat April herauszugeben. Als 
Format für die Programme und Berichte iſt eine Blattgröße von 25½ em Höhe und 
20½ em Breite zu wählen. 
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Von jeder Neuauflage der Programme ſind mir in Zukunft je 12 Exemplare und 
von den Jahresberichten je 8 Exemplare einzureichen. 

Die Fachſchulen ein und derſelben Gruppe, alſo 

1. die Fachſchulen für die Metallinduſtrie, 

2. die Baugewerkſchulen, * 

3. die Fachſchulen für die Textilinduſtrie, 
haben die Programme und Jahresberichte untereinander auszutauſchen. Im übrigen ver⸗ 
bleibt es bei den bisherigen Beſtimmungen wegen Austauſches der Druckſachen unter den 
einzelnen Schulen uſw. und wegen Einreichung der Jahresberichte an den Herrn Finanz⸗ 
miniſter (Erlaß vom 7. Oktober 1907, SMBl. S. 374). 

Sie wollen die in Betracht kommenden Schulen Ihres Bezirkes hiernach mit Weiſung 
verſehen. Dabei ſind die Direktoren beſonders anzuweiſen auf eine geſchmacklich einwand⸗ 
freie Ausſtattung der Programme, Jahresberichte und Reifezeugniſſe zu achten. Es iſt 
ihnen anheimzugeben, ſich nötigenfalls in dieſer Hinſicht, insbeſondere wegen der Wahl 
des Druckes, mit der nächſten Kunſtgewerbeſchule in Verbindung zu ſetzen. 

Im Auftrage. 
IV. 1752. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


Anlage I. 


Beſuchsnachweiſung. 


1. Tagesſchule. 
a) Abteilung I (3. B. Höhere Maſchinenbauſchule). 


Geſamtſchülerzahl: 1 Be 
Winter . 


Zahl der Schüler | Durchſchnittsalter Durchſchnittspraxis 
Klaſſe. zu Beginn des am 1. 4. 19. vor dem Eintritt 
Unterrichtshalbjahrs.] (des Berichtsjahrs). in die Schule. 


III. 
IV. 

N 
VI. (Vorkl.) 


Zuſammen 


Sommer 19 


Winter 19 


V. 
VI. (Vorkl.) 
Zuſammen 
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b) Abteilung II (z. B. Maſchinenbauſchule). 
Sommer 


Geſamtſchülerzahl: Winter 


Zahl der Schüler | Durchſchnittsalter | Durchſchnittspraxis 
Klaſſe. zu Beginn des am 1. 4. 19. vor dem Eintritt 
Unterrichtshalbjahrs.] (des Berichtsjahrs). in die Schule. 


1 
Sommer 19 A 


L 

Zuſammen 
IL 
Fi II. 
Winter 19 III. 

IV. * 
Zuſammen 
e 
2. Abendſchule. 

IRRE Sommer (Jeder Schüler nur 
Geſamiſcheege Winter.. einmal gezählt.) 
Klaſſe Schülerzahl 

(oder Unterrichtskurſus). Sai | Winter 19. 


z. B. Klaſſe VI 
(oder Mathematik 1) 


Te 


3. Sonderkurſe. 


geit und Dauer Zahl Kreiſe, aus denen die 
der Kurſe. der Teilnehmer. 


Art der Kurſe. Teilnehmer in der Haupt⸗ 


ſache ſtammten. 
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Anlage II. 
Königlich Preußiſche Mlaſchinenbauſchule 
in 
Abteilung 
Reifezeugnis. 

geboren Kreis den ten 18 
beſuchte die Anſtalt vom bis und war 
vom bis in der 1. Klaſſe. 

Seine Führung 

Er unterzog ſich am Schluſſe des Halbjahrs 19 der von dem 


Königlichen Prüfungsausſchuß abgehaltenen Reifeprüfung. 
Auf Grund ſeiner Klaſſenleiſtungen und der Ergebniſſe der Reifeprüfung erhielt er 

folgende Zenſuren: 

1. Geſchäfts⸗ und Bürgerkunde 

2. Rechnen 
3. Mathematik 
4. Phyſik 
5. Chemie 
6. Mechanik 
4. Elektrotechnik 
8. Maſchinenelemente 
9. Kraftmaſchinen 
10. Hebemaſchinen 
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11. Technologie ere 

12. Baukunde Er u 
13. Zeichnen (darſtellende Geometrie und techniſches Zeichnen) 

14. Übungen in den Laboratorien 


Demnach wird dem 
das Reifezeugnis 


„den en 19 


Königlicher Prüfungsausſchuß. 
Der Vorſitzende: 


Der Direktor der Schule: Der Vertreter des Schulkuratoriums: 


Die Lehrer: Der Vertreter der Induſtrie: 


... — k — 2 


VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findel, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Gewerbeordnung für das Deutſche Reich in ihrer neueſten Faſſung mit ſämtlichen 
Ausführungsbeſtimmungen für das Reich und für Preußen ſowie mit dem Kinderſchutz⸗ 
geſetz, dem Stellenvermittlergeſetz, dem Hausarbeitsgeſetz und dem Gewerbegerichtsgeſetz. 
Für den Gebrauch in Preußen erläutert von Kurt von Rohrſcheidt, Geheimem Regierungs- 
rat. 2. Auflage. Band I. Berlin 1912, Verlag von Franz Vahlen. 

Otto Gollings Lehr- und Übungsbuch des Kaufmänniſchen Rechnens. 
Nach den miniſteriellen Beſtimmungen herausgegeben von Otto Mantzke, Diplom⸗Handels⸗ 
lehrer. 1. u. 2. Teil: 6. Auflage; 3. Teil: 5. Auflage. Berlin 1912. Weidmannſche 
Buchhandlung. 

Tabelle zur Invaliden und Hinterbliebenenverſicherung, entworfen von 
P. Schulte, Haspe. Verlag Schlegel u. von der Heyden, Verlagsanſtalt, Hagen i. W. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin RE Gedruckt bei Jullus Sittenfeld, Hofbuchdrucker. in Berlin W. 


